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Antrag 

der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


Einstellung der geheimdienstlichen und polizeilichen Zusammenarbeit 
mit der Türkei 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die geheimdienstliche 
und polizeiliche Zusammenarbeit mit der Türkei sofort einzustel- 
len, um den Verdacht der Verwicklung in Mordkomplotte türki- 
scher Todesschwadrone gegen türkische und kurdische Opposi- 
tionelle in der Bundesrepublik Deutschland zu entkräften. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, die bisherige Zusammen- 
arbeit mit dem türkischen Geheimdienst offenzulegen und so 
einer öffentlichen Überprüfung zugänglich zu machen. 

Bonn, den 3. September 1992 

Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Unter direkter Berufung auf die in letzter Zeit intensivierte Zu- 
sammenarbeit der türkischen und deutschen Geheimdienste ruft 
der Nationale Sicherheitsrat der Türkei unter dem Vorsitz von 
Staatspräsident Özal und unter Mitwirkung von Ministerpräsident 
Demirel zur militärischen Zerschlagung der kurdischen und türki- 
schen Opposition im In- ünd Ausland auf. 

Bundesdeutsche Geheimdienste haben Informationen über hier 
lebende Oppositionelle nach Darstellung in der regierungstreuen 
türkischen Presse im Austausch gegen Informationen über Dro- 
genhandel in der Bundesrepublik Deutschland an den türkischen 
Geheimdienst weitergegeben. Ausdrücklich heißt es, daß der tür- 
kische Geheimdienst „über die gegen die Türkei gerichteten 
Aktivitäten der in Deutschland ansässigen Deckorganisationen, 
wie das Kurdistan Komitee, noch mehr Informationen" erhalten 
habe („Hürriyet", 29. August 1992). Nach der Darstellung der 
angeblichen Mossad-Praxis, wonach „führende Kader der Palästi- 
nenser, ihre im Ausland ansässigen Vertretungen und ihre finan- 
ziellen Unterstützer... lokalisiert" und anschließend durch 
Sondereinheiten getötet worden sein sollen (ebd.), heißt es: 
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„Diese Art von Aktionen können jetzt gegen die im Ausland 
ansässigen kurdischen Vertretungen, ihren Propagandisten und 
ihren finanziellen Unterstützern gerichtet werden (ebd.). " 

Die Bundesregierung hat das Treffen des Bundesministers des 
Auswärtigen und Vertretern des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und des Bundesnachrichtendienstes im Juli dieses Jahres 
bisher dargestellt als Arbeitstreffen zum „Schutz der eigenen 
inneren und äußeren Sicherheit" (Drucksache 12/3139). 

Die türkischen Partner präsentieren schriftlich und in der Tat jetzt 
ihre Version des Treffens. Erste Morddrohungen gegen Kurden 
und Kurdinnen und Unterstützer sind bereits zugegangen. Will 
die Bundesregierung den Verdacht der willfährigen Komplizen- 
schaft unter dem Vorwand der Drogenbekämpfung nicht weiter 
nähren, müssen sofort sämtliche geheimdienstlichen und polizei- 
lichen Beziehungen zur Türkei abgebrochen werden und die auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland operierenden türki- 
schen Militärs und Geheimdienstler ausgewiesen werden. 

Um die mögliche Verwicklung bundesdeutscher Geheimdienste 
in Mordkomplotte ausschließen zu können, ist die vollständige, 
detaillierte und öffentliche Aufarbeitung der bisherigen geheim- 
dienstlichen und polizeilichen Zusammenarbeit erforderlich. 
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